
Hintergrund
1990 wurde versucht die Frage der Zuständigkeit für das Asyl-
verfahren von AsylwerberInnen im Dubliner Übereinkommen zu
regeln. Österreich ist diesem Übereinkommen nach dem EU-
Beitritt 1997 beigetreten. 2003 wurde die Dublin-II-Verordnung
erlassen, die schließlich nach neuerlichen Reformen seit 2013
als Dublin-III-Verordnung (Dublin-III-VO) angewendet wird.

Die Dublin-III-VO ist Teil des „Gemeinsamen Europäischen
Asylsystems (GEAS)“, dessen Ziel es war eine einheitliche Asyl-
und Flüchtlingspolitik in der EU zu verwirklichen. Europäische
Verordnungen wie die Dublin-III-VO sind in Österreich (und
allen anderen EU-Staaten) unmittelbar anwendbare Gesetze,
d.h. es ist nicht erforderlich, sie durch das Erlassen von ent-
sprechenden Gesetzen in nationales Recht umzusetzen.

Von Anfang an gab es von Seiten der NGOs, aber auch mit
der Durchführung befasster Behörden, Kritik an der Verord-
nung. Auch Evaluierungen haben gezeigt, dass das System
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wenig effizient ist und immer wieder zu Härtefällen führt. Ein
zentrales Problem sind neben der Verzögerung der Verfahren
die unterschiedlichen Standards in den einzelnen Mitgliedsstaa-
ten sowohl bei der Aufnahme von Flüchtlingen als auch beim
Asylverfahren.

Ziele der Dublin-III-VO

Durch die Dublin-Verordnung soll klargestellt werden, welcher
Mitgliedsstaat für die Durchführung eines Asylverfahrens zu-
ständig ist. Es soll verhindert werden, dass Flüchtlinge in meh-
reren Mitgliedsstaaten Asylanträge stellen, oder dass sie von
Mitgliedsstaat zu Mitgliedsstaat weitergeschoben werden.

Schließlich soll auch verhindert werden, dass Familienmit-
glieder getrennt werden, weil ihre Asylverfahren in verschiede-
nen Mitgliedsstaaten durchgeführt werden. 

Jeder Asylantrag, der in der Europäischen Union gestellt wird, muss individuell geprüft werden.
Die Dublin-Verordnung gibt Kriterien vor, um zu entscheiden welcher Mitgliedsstaat für die
Bearbei tung eines Asylantrages zuständig ist.

Bleiberecht und Kindeswohl
 
1. Gibt es ein humanitäres Bleiberecht?
Eigentlich gibt es keinen Status mit dieser Bezeichnung. Mit 
„humanitärem Bleiberecht“ wird im Allgemeinen eine „Aufent-
haltsberechtigung (plus)“ gemeint, die auf Grundlage von  
§ 55 bis § 57 Asylgesetz erteilt wird.
Eine Aufenthaltsberechtigung bekommt man*, wenn die Inter-
essen auf Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens die 
Interessen des Staates überwiegen.
Es geht dabei vor allem darum, dass man* keiner öffentlichen 
Körperschaft zur Last fällt. Eine Aufenthaltsberechtigung plus 
(und damit Zugang zum Arbeitsmarkt) bekommt man*, wenn 
man* entweder schon erwerbstätig ist oder das Modul 1 der 
Integrationsvereinbarung erfüllt hat.
Die Prüfung, ob die Voraussetzungen für ein „Bleiberecht“ vor-
liegen, erfolgt im Zuge des Asylverfahrens. Es kann allerdings 
auch ein separater Antrag auf „Bleiberecht“ gestellt werden. 
Allein aufgrund der Antragstellung hat man* aber keinen Ab-
schiebeschutz während des Verfahrens.
Hintergrund: § 55 bis § 57 Asylgesetz sollten die Regularisie-
rung von „Langzeitasylwerber*innen“, die schon einen hohen 
Grad an sozialer Integration aufweisen, möglich machen.

2. Wann und in welcher Form hätten im „Fall Tina“  
und weiteren Fällen Kinderrechte, insbesondere das 
Kindeswohl, geprüft werden müssen? 
Grundsätzlich gilt, dass nach Art. 1 B-VG über die Rechte von 
Kindern (in Übereinstimmung mit Art. 3 der UN-Kinderrechtskon-
vention und Art. 24 Grundrechtecharta) das Kindeswohl bei allen 
Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher und privater Ein-
richtungen vorrangige Erwägung zu sein hat.
Das bedeutet für Verfahren, dass eine Kindeswohlprüfung bereits 
im Asylverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht (BVwG) 
durchgeführt werden muss. Im anhängigen Verfahren über den 
Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltsberechtigung aus Gründen 
des Art. 8 EMRK („humanitäres Bleiberecht“) ist das Kindeswohl in 
die Interessenabwägung jedenfalls miteinzubeziehen.
Da es sich bei einer etwaigen Abschiebung um eine (Zwangs)Maß-
nahme handelt, wäre auch hier zu prüfen, ob einer Abschiebung 
das Wohlergehen der betroffenen Kinder entgegensteht. Auf das 
Kindeswohl ist auch bei konkreten Maßnahmen (Festnahme, An-
haltung und Abschiebung) Bedacht zu nehmen.
Verwaltungs- und Verfassungsgerichtshof haben wiederholt be-
tont, dass die Auswirkungen einer aufenthaltsbeendenden Maß-
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Dublin-Verordnung

Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8) 
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält. 

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem 
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11) 
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der 
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich. 

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den 
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder 
und ihre Eltern). 
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?
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RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15

seelischen Integrität des Kindes, die Beziehung zu den Eltern 
wie auch zu sonstigen Bezugspersonen, die Fördermöglich-
keiten und Zukunftsperspektiven, die Meinung des Kindes, die 
Auswirkungen der Rückkehr auf die Psyche des Kindes und 
drohende psychische wie physische Gewalterfahrungen.
Eine standardisierte Prüfung des Kindeswohls kann in zwei ver-
schiedenen Formen erfolgen: zum einen in einer vereinfachten 
Kindeswohlprüfung, nämlich der Kindeswohleinschätzung (Best 
Interests Assessment, BIA), und zum anderen in einer umfang-
reichen und formalisierten Kindeswohlbestimmung (Best Inte-
rests Determination, BID). Grundlage für die Prüfung sind dabei 
die Meinung des Kindes, die Erhebung der zentralen Lebensum-
stände und die Einholung der Meinung aller Akteur*innen und 
gegebenenfalls externer Expert:innen.

3. Wann muss das „Privat- und Familienleben“ nach 
Art. 8 Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) 
geprüft werden? 
Bei der Beurteilung der Rechtskonformität von behördlichen 
Eingriffen (z.B. Abschiebungen) ist stets auf die besonderen Um-
stände des Einzelfalls einzugehen. Die Verhältnismäßigkeit einer 
solchen Maßnahme ist (nur) dann gegeben, wenn ein gerechter 
Ausgleich zwischen den Interessen des/r Betroffenen auf Fort-
setzung seines/ihres Privat- und Familienlebens im Inland einer-
seits und dem staatlichen Interesse an der Wahrung der öffent-
lichen Ordnung andererseits gefunden wird. Hierbei ist auch das 
Kindeswohl als vorrangige Erwägung zu berücksichtigen.
Laut § 9 BFA-Verfahrensgesetz muss das Vorliegen eines Privat- 
und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK im Zuge des Asyl-
verfahrens geprüft werden, bevor eine Rückkehrentscheidung 
getroffen wird.
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nahme auf das Kindeswohl zu bedenken sind und diese bei der 
Abwägung zwischen dem privaten Interesse an einem Verbleib 
in Österreich und dem öffentlichen Interesse an der Durchset-
zung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme hinreichend 
berücksichtigt werden müssen. Anders als diese Interessensab-
wägung hat die Kindeswohlprüfung zum Ziel, eine langfristige 
Lösung für das betroffene Kind zu identifizieren.
Relevante Faktoren, die sich aus der höchstgerichtlichen Ju-
dikatur ergeben, sind: der Bezug zum Herkunftsland, wie 
Geburtsort und Kenntnisse der Landessprache und -kultur, die 
Versorgung, Erziehung und Lebensverhältnisse des betroffenen 
Kindes sowohl in Österreich wie auch im Herkunftsstaat, die 
Fürsorge, Geborgenheit und der Schutz der körperlichen und 

Foto: Mafalda Rakoš

Foto: Mafalda Rakoš



Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden
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Damit ein Privat- und Familienleben als im Sinne der EMRK 
schützenswert erachtet wird, muss eine Reihe von Kriterien ge-
prüft werden. Am meisten Probleme bereitet die Frage, ob das 
Privat- und Familienleben der „Fremden“ zu einem Zeitpunkt 
entstanden ist, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Auf-
enthaltsstatus bewusst waren. Die Behörden und Gerichte ar-
gumentieren häufig, dass man* sich im laufenden Asylverfahren 
des unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst sein musste und das 
einer Aufenthaltsverfestigung entgegensteht.

4. Welche Möglichkeiten zur Regularisierung langjährig 
ohne Aufenthaltstitel in Österreich lebender Menschen 
hat es in der Vergangenheit gegeben? 
Nach den großen Fluchtbewegungen im Zuge der Jugoslawien-
kriege kam es 1998 zu einer Regularisierung aller Bosnier:innen, 
die vor dem 1. Oktober 1997 nach Österreich eingereist und 
in den Arbeitsmarkt integriert waren. Sie erhielten damit eine 
dauernde Niederlassungsbewilligung für sich und ihre Angehö-
rigen.
Nachdem 1997 erstmals ein humanitäres Bleiberecht gesetzlich 
verankert wurde, existierte in den Jahren 1997 bis 2005 im 
Rahmen des Beirats für Asyl und Migration eine Einzelfallkom-
mission, die Empfehlungen an den Innenminister zur Erteilung 
von humanitären Aufenthaltserlaubnissen abgab.
2009 kam es zu einer Neuregelung des humanitären Aufenthalts 
im Rahmen des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes. Er-
neut wurde ein Beirat gebildet, der Menschen, die sich bereits 
lange Zeit in Österreich aufgehalten hatten und bestimmte 
Kriterien erfüllten, für die Erteilung einer Niederlassungsbewil-
ligung vorschlug. Im ersten Jahr dieser Regelung wurden ca. 
1.400 Fälle positiv entschieden.

5. Warum bekommen Kinder, die in Österreich geboren 
werden, nicht die österreichische Staatsbürger:innen-
schaft?
In Österreich gilt das sogenannte ius sanguinis („Recht des Blu-
tes“, Abstammungsprinzip), das die Staatsbürger*innenschaft 
ausschließlich von der Staatbürger:innenschaft der Eltern ablei-
tet.
Daher können Kinder, die in Österreich geboren wurden oder 
fast ihr ganzes Leben hier verbracht haben, in das Herkunfts-
land ihrer Eltern abgeschoben werden. Zudem ist der Erwerb 
der Staatsbürger*innenschaft in Österreich extrem schwierig 
und mit hohen Kosten verbunden.
In manchen Staaten wie den USA gilt das ius soli („Recht des 
Bodens“, Geburtsortsprinzip), demnach wird die Staatsbür-
ger*innenschaft an Personen verliehen, die auf amerikanischem 
Boden geboren wurden.
Andere Staaten haben wesentlich niedrigere Hürden für den Er-
werb der Staatsbürger:innenschaft oder erlauben eine doppelte 
Staatsbürger:innenschaft.

Bleiberecht und Kindeswohl
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6. Was ist eine Härtefallkommission, wie sollte diese 
arbeiten?
In Deutschland haben alle Bundesländer seit 2005 „Härtefall-
kommissionen“ eingerichtet. Auch in Österreich hat es in der 
Vergangenheit einen Beirat und Einzelfallkommission gegeben, 
die Empfehlungen für das Innenministerium ausgearbeitet 
haben. Die „Fälle“ wurden jeweils von den Beiratsmitgliedern 
eingebracht.
Aus diesen Erfahrungen wäre die Einrichtung von Härtefallkom-
missionen auch in Österreich in jedem Bundesland wünschens-
wert. In diesen Kommissionen müssten Gemeinden, Kinder- und 
Jugendhilfe, Kirchen, Sozialpartner und NGOs vertreten sein. Ihre 
Aufgabe wäre es, Fälle für ein humanitäres Bleiberecht (die von 
den Kommissionsmitgliedern eingebracht werden) zu prüfen und 
der Fremdenbehörde vorzuschlagen.
Von den Empfehlungen der Härtefallkommissionen sollte nur in 
besonderen Fällen abgewichen werden.

7. Wie müsste ein neues Bleiberecht aussehen?
Es braucht (wieder) eine explizite Verankerung des Bleiberechts 
im Aufenthaltsrecht. Wobei ein neues Bleiberecht sowohl die ak-
tuellen Problemlagen jener Menschen, die während der letzten 
großen Fluchtbewegung 2015/16 gekommen sind, berücksich-

tigen sollte als auch eine bessere und verbindliche Prüfung der 
Menschen- und Kinderrechte beinhalten müsste. Die Kriterien, 
die als Voraussetzung zu erfüllen sind, dürfen nicht von vornhe-
rein einen Großteil der Betroffenen ausschließen.
Die Prüfung von Bleiberechtsanträgen durch das Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl (BFA) hat sich in der Praxis als lebens-
fern erwiesen. Die Frage der sozialen Integration als Grundlage 
für ein modernes Bleiberecht kann wesentlich besser im regio-
nalen Kontext beurteilt werden. Wichtig ist dabei die Einbezie-
hung von Gemeinden, Schulen, Kirchen und lokalen Vereinen.
Es ist insbesondere notwendig, die vielen Fälle von Menschen, 
die durch die große Hilfsbereitschaft der Bevölkerung im Zuge 
der Fluchtbewegung 2015/16 in Österreich Fuß fassen konnten 
und noch immer über keinen sicheren Aufenthaltstitel verfügen, 
zu regeln. Dazu wird ein generelles Bleiberecht für alle jene 
Menschen gefordert, die seit mehr als fünf Jahren in Österreich 
leben, kein Aufenthaltsrecht haben und unbescholten sind. Die-
se sollten im Rahmen einer Stichtagsregelung die Möglichkeit 
erhalten, ein Bleiberecht zu erwerben. In allen anderen Fällen 
sollte die Möglichkeit für eine individuelle Prüfung gegeben 
sein.
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